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Versorgungsstrukturgesetz: Behandlung 
von Kassenpatienten ab dem 01.01.2012
Einleitung

Nach langem Ringen ist es soweit 
– nachdem der Bundesrat am 

16.12.2011 das Versorgungsstrukturge-
setz mit dem vom Bundestag beschlosse-
nen Inhalt ohne Änderungen gebilligt 
hat, gelten ab Inkrafttreten des Gesetzes 
neue Regelungen für die vertragsärzt-
liche Versorgung von Kassenpatienten. 
Dementsprechend betreffen die Ände-
rungen weit überwiegend das Gesetz-
buch über die gesetzliche Krankenver-
sicherung (SGB V). 

Die Änderungen bieten erweiterten 
und vereinfachten Zugang zur vertrags-
ärztlichen Versorgung. Zudem wird 
auch bei der Honorarbudgetierung neu-
er Freiraum eingeräumt, um eine homo-
genere Versorgung der Kassenpatienten 
zu erreichen. In diesem Beitrag wird auf 
besonders praxisrelevante Punkte hin-
gewiesen. 

Schwerpunkt niedergelassene 
Vertragsärzte

Zugang zur vertragsärztlichen  
Versorgung 

• Ein neu etablierter „zusätzlicher lo-
kaler oder qualifikationsbezoge-
ner Versorgungsbedarf“ soll eine 
kleinräumige, von städtischen Bal-
lungszentren unabhängige Bedarfs-
prüfung beim Zugang (Zulassung, Er-
mächtigung) zur Teilnahme an der ver-
tragsärztlichen Versorgung ermögli-
chen. Der Gemeinsame Bundesaus-
schuss wird in seiner Bedarfsplanungs-
Richtlinie die konkreten Vorgaben 
festlegen, unter denen ausnahmsweise 
zusätzliche Vertragsarztsitze besetzt 
bzw. Ermächtigungen erteilt werden. 

• Es soll auf Antrag des Praxisinhabers 
eine für die Teilnahme an der vertrags-
ärztlichen Versorgung genehmigte 
Anstellung in eine Zulassung um-
gewandelt werden können. Voraus-

setzung ist, dass der angestellte Arzt 
mindestens im Umfang eines halben 
Versorgungsauftrags tätig war. Diese 
Regelung eröffnet neue Möglichkeiten 
in der Gestaltung von Berufsaus-
übungsgemeinschaften. Insbesondere 
hat es der Praxisinhaber in der Hand, 
ob er die Nachbesetzung mit einem an-
deren Arzt beantragt oder den bisher 
angestellten Arzt automatisch zum Zu-
lassungsinhaber und somit Partner in 
einer Berufsausübungsgemeinschaft 
werden lässt. 

 Quasi „umgekehrt“ kann eine Praxis 
nach Beendigung der Zulassung durch 
Tod, Verzicht oder Entziehung weiter-
geführt werden, indem der Vertrags-
arztsitz von einem bereits zugelasse-
nen Vertragsarzt oder MVZ übernom-
men wird, der bzw. das einen bei ihm 
angestellten Arzt die vertrags-
ärztliche Tätigkeit auf diesem 
übernommenen Vertragsarztsitz wei-
terführen lässt. 

• Das Gesetz sieht vor, dass ab dem 
01.01.2013 in zulassungsbeschränkten 
Planungsbereichen der Zulassungs-
ausschuss auf Antrag entschei-
det, ob ein Nachbesetzungsver-
fahren nach Beendigung einer ver-
tragsärztlichen Zulassung (Tod, Ver-
zicht oder Entziehung) durchgeführt 
wird. Lehnt er den entsprechenden 
Antrag ab, weil eine Nachbesetzung 
aus Versorgungsgründen nicht erfor-
derlich ist, hat die Kassenärztliche Ver-
einigung eine Entschädigung in der 
Höhe des Verkehrswertes der Arztpra-
xis zu zahlen. Der Zulassungsausschuss 
darf die Nachbesetzung jedoch nicht 
aus Versorgungsgründen ablehnen, 
wenn der Sitz an den Ehegatten, den 
Lebenspartner, ein Kind, einen bisher 
angestellten Arzt oder Praxispartner 
als Nachfolger zu vergeben ist. 

•  In gut- bzw. überversorgten Planungs-
bereichen (noch) ohne Zulassungs-
beschränkungen kann der Zulassungs-
ausschuss Zulassungen auch be-

fristet erteilen. Die konkreten Vo-
raussetzungen für eine befristete Zulas-
sung werden in der Zulassungsverord-
nung für Vertragsärzte (Ärzte-ZV) gere-
gelt. Auf diese Art und Weise soll eine 
(dauerhafte) Überversorgung vermie-
den werden. 

• Die Gründung von Zweigpraxen 
wird dahingehend erleichtert, dass ge-
ringfügige Beeinträchtigungen für die 
Versorgung am Hauptsitz der Praxis 
nicht entgegenstehen, wenn sie durch 
die Verbesserung der Versorgung am 
Ort der Zweigpraxis aufgewogen wer-
den. Zudem müssen die in der Zweig-
praxis angebotenen Leistungen nicht 
auch in ähnlicher Weise am Hauptsitz 
angeboten werden. Des Weiteren 
muss das Fachgebiet eines in der 
Zweigpraxis tätigen Arztes nicht auch 
am Hauptsitz der Praxis vertreten sein. 

• Die Residenzpflicht für Vertragsärzte 
wird abgeschafft. Es sind demnach bei 
der Wohnungswahl hinsichtlich der 
Entfernung zum Vertragsarztsitz (Pra-
xis) keine zulassungsrechtlichen Ein-
schränkungen zu beachten. 

• Der Anspruch auf Genehmigung einer 
Praxisverlegung besteht selbst dann 
nicht mehr, wenn keine Gründe der 
vertragsärztlichen Versorgung ent-
gegenstehen. 

Honorar, Verordnungen 

• Vertragsärzte werden effektiver davor 
geschützt, unverschuldet wegen Bud-
getüberschreitungen in die Regressfal-
le zu geraten. Ein Arzt, der sein Richt-
größenvolumen bei der Verordnung 
von Arznei- und Heilmitteln erstmals 
um mehr als 25% überschreitet, ist zu-
nächst durch die Prüfungseinrichtun-
gen durch Beratung dabei zu unterstüt-
zen, sein Budget optimal auszunutzen, 
ohne Regressforderungen ausgesetzt 
zu sein. Im Rahmen der Beratung kann 
auf Antrag die Anerkennung von Pra-
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xisbesonderheiten durch die Prüfungs-
einrichtungen festgestellt werden. 

• Verordnungen von Heilmitteln, 
die Versicherten mit langfristigem Be-
handlungsbedarf von der Krankenkas-
se genehmigt wurden, sollen von der 
Wirtschaftlichkeitsprüfung aus-
genommen sein. Im Übrigen ist für die 
Verordnung von Heilmitteln aus-
drücklich die Festlegung von Praxis-
besonderheiten vorgesehen, die bei 
Wirtschaftlichkeitsprüfungen anzuer-
kennen sind. Auf diese Weise wird im 
Bereich der Heilmittelverordnung 
durch den Gesetzgeber sichergestellt, 
dass besondere Strukturen von Ver-
tragsarztpraxen (Patienten, Qualifika-
tionen), die zu Richtgrößenüberschrei-
tungen führen, nicht zu Regresszah-
lungen führen. Diese Praxisbesonder-
heiten sind bis zum 30.09.2012 in Ver-
trägen der Kassenärztlichen Bundes-
vereinigung und dem Spitzenverband 
Bund der Krankenkassen zu verein-
baren. 

• Von den Kassenärztlichen Vereinigun-
gen der einzelnen Bundesländer aner-
kannte vertragsärztliche Praxis-
netze können ein eigenes Honorarvo-
lumen erhalten. Voraussetzung ist, 
dass diese Förderung einer Verbes-
serung der ambulanten Versorgung 
dient. Die Kriterien für die Anerken-
nung der besonders förderungswürdi-
gen Praxisnetze werden in Richtlinien 
der Kassenärztlichen Vereinigungen 
festgelegt. 

• Ist in einem bestimmten Planungs-
bereich Unterversorgung festgestellt 
worden, können die Ärzte der betroffe-
nen Arztgruppe Patienten dieses Pla-
nungsbereichs behandeln, ohne dass 
diese Behandlung eine Begrenzung 
des Honorars zur Folge hat (z.B. keine 
Abstaffelung bei Überschreitungen 
des Regelleistungsvolumens). 

Leistungserbringung 

• Die Delegation ärztlicher Leistun-
gen auf nichtärztliche Personen soll 
konkretisiert werden: Innerhalb der 
ersten 6 Monate nach Inkrafttreten des 
Gesetzes haben die Spitzenverbände 

der Krankenkassen und die Kassenärzt-
liche Bundesvereinigung für die ambu-
lante Versorgung beispielhaft festzule-
gen, bei welchen Tätigkeiten ärztliche 
Leistungen an nichtärztliche Personen 
delegiert werden können und welche 
Anforderungen die Erbringung dieser 
Leistungen zu erfüllen hat.

Schwerpunkt Krankenhausbezug

• Vor- und nachstationäre Behand-
lung von Patienten soll durch hierzu 
ausdrücklich beauftragte niedergelas-
sene Vertragsärzte in den Räumen des 
Krankenhauses oder der Arztpraxis er-
bracht werden können. Es soll des Wei-
teren klargestellt sein, dass ambulante 
Operationen nach dem AOP-Vertrag 
auch durch niedergelassene Vertrags-
ärzte aufgrund einer vertraglichen Zu-
sammenarbeit mit dem Krankenhaus 
im Krankenhaus erbracht werden kön-
nen. Hierdurch werden Unsicherhei-
ten bei der Abrechenbarkeit dieser Leis-
tungen durch das Krankenhaus besei-
tigt. Die genannten Kooperationen 
zwischen niedergelassenen Vertrags-
ärzten und Krankenhäusern werden so-
mit praktikabler. 

• Die „ambulante spezialfachärzt-
liche Versorgung“, in der komplexe 
und schwer therapierbare Krankheiten 
(besondere Verlaufsformen, seltene Er-
krankungen) gemeinsam durch Kran-
kenhaus- und Vertragsärzte behandelt 
werden können, soll etabliert werden. 
Voraussetzung für die Teilnahme sol-
len Kooperationsvereinbarungen sein, 
sofern eine solche Vereinbarung reali-
sierbar ist. Die Leistungen der ambu-
lanten spezialfachärztlichen Versor-
gung sollen unmittelbar von der Kran-
kenkasse vergütet werden. Das Nähere 
hat der Gemeinsame Bundesausschuss 
in einer Richtlinie bis zum 31.12.2012 
zu regeln. 

• Es soll der Ärztliche Leiter eines 
MVZ selbst zur Tätigkeit im MVZ 
verpflichtet sein. Krankenhausärzte 
können demnach nur (noch) dann 
Leiter eines MVZ sein, wenn sie neben 
der Tätigkeit im Krankenhaus zusätz-
lich im MVZ als angestellter Arzt oder 
Vertragsarzt tätig werden. 

• Es sollen nun auch Ärzte in Vorsor-
ge- und Rehabilitationseinrich-
tungen, stationären Pflegeein-
richtungen und Einrichtungen 
der beruflichen Rehabilitation 
eine Ermächtigung zur Teilnahme 
an der vertragsärztlichen Versorgung 
erhalten können. 

• Es sollen neue Untersuchungs- 
und Behandlungsmethoden zur 
Erprobung auf Kosten der Kran-
kenkassen erbracht werden können, 
um die notwendigen Erkenntnisse für 
die Bewertung des Nutzens der Metho-
de zu gewinnen. An der vertragsärzt-
lichen Versorgung teilnehmende Leis-
tungserbringer und zugelassene Kran-
kenhäuser können partizipieren, 
wenn sie die vom Gemeinsamen Bun-
desausschuss festgelegten Anforderun-
gen erfüllen. Die im Rahmen der Er-
probung erbrachten Leistungen sollen 
unmittelbar von den Krankenkassen 
vergütet werden. 

Fazit

Das Versorgungsstrukturgesetz bietet 
zahlreiche neue Möglichkeiten für die 
Teilnahme an der vertragsärztlichen Ver-
sorgung. Auch im Bereich der Wirt-
schaftlichkeitsprüfung sind neue Per-
spektiven eröffnet. Um die hieraus resul-
tierenden Vorteile optimal nutzen zu 
können, sollten insbesondere Umstruk-
turierungen in bestehenden Vertrags-
arztpraxen oder Kooperationsvorhaben 
möglichst frühzeitig geprüft werden. 
Gleiches gilt für die Verteidigung gegen 
Regressforderungen der KV bzw. der Prü-
feinrichtungen, da bereits im vorgericht-
lichen Widerspruchverfahren sämtliche 
Argumente vorgetragen werden müssen, 
die gegen eine unwirtschaftliche Verord-
nungsweise sprechen.  
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